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Bericht  
des Arbeitskreises Straßenbaupolitik 

zur Gemeinsamen Konferenz der Verkehrs- und Straßenbauabteilungsleitungen 
 der Länder (GKVS) am 1./2. März 2023 in Gelsenkirchen 

und zur Verkehrsministerkonferenz (VMK) am 22./23. März 2023 in Aachen 

TOP 4.4 Audits zur Hochwassergefährdung der Verkehrsinfrastruktur 

1.  Auf Grundlage ihres Beschlusses vom 11.10.2021 bat die Umweltministerkonferenz mit 
Schreiben vom 29.11.2021 die Verkehrsministerkonferenz, die Verkehrsinfrastruktur 
entsprechend ihrer jeweiligen Hochwassergefährdung einem Audit zu unterziehen und 
notwendige Maßnahmen für einen hochwasserangepassten Umbau zu eruieren. 

Die Verkehrsministerkonferenz hat daraufhin in der Sitzung der VMK vom 9./10. Dezember 
2021 folgenden Beschluss gefasst: 

„1. Die Verkehrsministerkonferenz nimmt den Beschluss zu TOP 2b) der Sonderumweltmi-

nisterkonferenz zum Hochwasser 2021 zur Kenntnis. 

2. Die Verkehrsministerkonferenz unterstützt grundsätzlich die Bitte der Umweltministerkon-

ferenz (UMK) und erklärt ihrerseits die Notwendigkeit, die Verkehrsinfrastruktur des Bundes 

und der Länder hinsichtlich ihrer jeweiligen Hochwassergefährdung einem nach einheitlichen 

Maßstäben durchzuführenden Audit zu unterziehen und notwendige Maßnahmen für einen 

hochwasser- und starkregenangepassten Umbau zu eruieren. 

3. Die Verkehrsministerkonferenz sieht in diesem Zusammenhang jedoch noch Informations-

bedarf und bittet daher die UMK insbesondere um Bereitstellung der bereits vorliegenden 

Informationen zur Gesamtstrategie der Hochwasser- und Starkregenvorsorge, auf deren Ba-

sis ein Auditkonzept entwickelt werden kann. 

4. Die Verkehrsministerkonferenz weist auf die Zuständigkeit des Bundes für die Bundesau-

tobahnen, Bundeswasserstraßen und die bundeseigene Eisenbahninfrastruktur hin und bittet 

daher das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur, für die in ihrem Zustän-

digkeitsbereich liegende Verkehrsinfrastruktur den entsprechenden Beitrag für das Auditkon-

zept zu liefern. 

5. Die GKVS wird gebeten, der Verkehrsministerkonferenz im Herbst 2022 einen Sachstand-

bericht vorzulegen.“ 

Aufgrund eines Beschlusses der 36. Sitzung des Arbeitskreises Straßenbaupolitik am 
02.02.2022 wurde eine Arbeitsgruppe unter Federführung des BMDV eingerichtet, an deren 
Arbeit die Länder NW, BY, HE, TH und SL beteiligt sind. Das BMDV beabsichtigt, zunächst 
für die Bundesfernstraßen eine Systematik zur Risikobewertung auf der Grundlage von 
Hochwasser- und Starkregengefahrenhinweiskarten entwickeln zu lassen. Ziel ist die Ablei-
tung von Überflutungsindikatoren anhand einer bundesweit einheitlichen Klassifizierung zur 
groben Einschätzung von Überflutungsrisiken im Netz.  
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Voraussetzung für die Vergleichbarkeit bestehender Risiken sind einheitliche Eingangsgrö-
ßen. Dazu werden sog. Expositionskarten u.a. des Bundesamtes für Kartographie und Ge-
odäsie (BKG) unter Mitwirkung der Umweltressorts der Länder erstellt. 

2. Im Rahmen der 38. Sitzung des Arbeitskreises Straßenbaupolitik vom 10.02.2023 stellte 
das BMDV die bisherigen Ergebnisse der Arbeitsgruppe vor:  

a)  Im Zuge der Bearbeitung des Themas zeigte sich, dass sich die Entwicklung eines In-
dikators für die Risikobewertung der Infrastruktur aufgrund fehlender einheitlicher Da-
tengrundlagen der Länder als schwierig erweist. Um die Auswirkungen von Starkrege-
nereignissen auf die Infrastrukturnetze einschätzen zu können, wären, analog zu den 
Hochwassergefahrenkarten, landesweite Starkregengefahrenhinweiskarten erforder-
lich, aus denen die Überflutungsrisiken (Überflutungsflächen), die Überflutungstiefe und 
die Fließgeschwindigkeit für eine Risikoanalyse abgeleitet werden können. Flächende-
ckende oder landesweite Starkregenhinweiskarten, welche die Anforderungen für die 
Analyse der Überflutungsgefährdung erfüllen, liegen in den Ländern jedoch bisher über-
wiegend nicht vor.  

 Die im Beschluss der VMK vom 9./10. Dezember 2021 geforderte Bereitstellung von 
Informationen zur Gesamtstrategie der Hochwasser- und Starkregenvorsorge, welche 
als Grundlage für ein Auditkonzept herangezogen werden könnten, ist bisher nicht in 
der notwendigen Form erfolgt. Ob bereits einheitliche Vorgaben in der Bund-/Länder-
Arbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA) für die Erstellung von flächendeckenden oder lan-
desweiten Starkregengefahrenhinweiskarten festgelegt wurden, ist den bisher von der 
LAWA überlassenen Unterlagen nicht zu entnehmen. Weitere Prüfungen und Abstim-
mungen sind erforderlich.  

b)  Im Zuge der Diskussion im Arbeitskreis Straßenbaupolitik wurde von mehreren Teilneh-
mern/innen der Standpunkt vertreten, dass die grundsätzliche Verpflichtung zur Ermitt-
lung von Risiken für bestehende Infrastrukturen durch Hochwasser- und Starkregener-
eignisse bei den Wasserbehörden der Länder und den Kommunen liegt.  

 Ein Audit in Bezug auf die Straßeninfrastruktur erscheint aufgrund der unübersichtlichen 
Datenlage und vor allem der stark unterschiedlichen Randbedingungen aller einzelnen 
Infrastrukturobjekte grundsätzlich nur in der Form realistisch denkbar, dass durch dieses 
die Resilienz des Straßennetzes gegen Schäden an der Infrastruktur selbst bewertet 
wird - und dadurch nicht etwa unmittelbar bereits notwendige Maßnahmen für einen 
hochwasser- und starkregenangepassten Umbau ableitbar sind.  

 Audits nach einer bundesweit einheitlichen Systematik werden auf der Grundlage ge-
eigneter Indikatoren die Risikobewertung der Straßeninfrastruktur ermöglichen. Daraus 
kann nicht die Erwartung eines zeitnahen Umbaus großer Teile der Straßeninfrastruktur 
zur Herstellung einer größtmöglichen Resilienz abgeleitet werden. Vielmehr wird eine 
Resilienzerhöhung der Straßeninfrastruktur nur mit einer längerfristigen Perspektive 
umzusetzen sein. Ein einheitlicher Überflutungs-Indikator, der auf Basis der gewählten 
Modellbildung die potenziell betroffenen Netzabschnitte identifiziert, würde es ermögli-
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chen, die Überflutungs-Thematik gezielt im Rahmen von Erhaltungs-, Um- oder Aus-
bauplanungen mit zu betrachten. Bisherige Erfahrungen aus Hochwassergebieten u. a. 
in Sachsen und Rheinland-Pfalz haben gezeigt, dass vielfach der tiefgreifende Umbau 
von Bauwerken erforderlich wäre, der häufig nur im Zusammenhang mit umfassenden 
Sanierungsmaßnahmen, wie z. B. Neuerrichtung von vorhandenen Brücken, sinnvoll 
umgesetzt werden kann. Eine priorisierte Anpassung des Bestandsnetzes ist deshalb 
wirtschaftlich und organisatorisch nicht kurz- oder mittelfristig durchführbar.  

c)  Als weitere konkrete Maßnahme zur Berücksichtigung der Klimaänderungsfolgen, 
wurde in einem ersten Schritt die Fortschreibung des Bemessungsregelwerkes (z.B. 
REwS) angestoßen. Hierdurch werden zukünftig relevante Teile der Entwässerungsan-
lagen (insb. Rückhalteanlagen) bei der Neuherstellung vergrößert. Das Regelwerk ver-
setzt damit Planer und Bauausführende in die Lage, alle neuen und wesentlich geän-
derten Infrastrukturmaßnahmen bedarfsgerechter auszubilden. Bei Starkregenereignis-
sen handelt es sich jedoch um lokale Einzelereignisse, die dadurch keine deutlichen 
Auswirkungen auf die Ableitung von Bemessungsniederschlägen (statistisches Modell) 
haben können. Insoweit bleibt abzuwarten, ob die REwS einen signifikanten Beitrag zur 
Starkregen-/Hochwasservorsorge leisten können. Dies insbesondere bei extremen Nie-
derschlagsereignissen, da hier auch das von außen auf die Straßenfläche einströmende 
Wasser (übertretende Bäche, Flüsse etc.) die Straßenentwässerung zusätzlich belasten 
wird. Der AKS ist der Ansicht, dass durch die initiierte und weitere mittel- und langfristige 
Anpassung der technischen Regelwerke die Resilienz der Infrastruktur vor Hochwasser 
unbedingt verbessert werden kann. Der AKS regt darüber hinaus an, für die Fortschrei-
bung dieser Regelwerke kürzere Intervalle festzulegen, um schneller auf Veränderun-
gen und neue wissenschaftliche Erkenntnisse zu Hochwasser- und Starkregenereignis-
sen eingehen zu können.  

d)  In die Gesamtthematik sollte zudem nach Ansicht des AKS die Betrachtung eines „prä-
ventiven Betriebsdienstes“ involviert werden, da, je nach Einzelfall, örtlich auftretende 
Gefahren durch einen angepassten Betriebsdienst u.U. entschärft bzw. positiv beein-
flusst werden können. Eine entsprechende Aufstellung des Betriebsdienstes, der durch 
seine hohe örtliche Präsenz i.V.m. Fachkräften und Ortskenntnis ideale Voraussetzun-
gen für schnelle Einsätze bietet, stärkt zudem die Einsatzbreite auch bei anderen, i.d.R. 
sogar noch häufiger auftretenden Extremereignissen wie beispielsweise Stürmen. Ge-
rade auch bei solchen Unwetterereignissen ist durch den Klimawandel eine Zunahme 
an Häufigkeit und Intensität zu erwarten. Mit gezielten Maßnahmen, wie bspw. erweiter-
ten spezifischen Fahrzeugausstattungen, profitiert zudem der reguläre Betriebsdienst 
im Hinblick auf Durchführung und Wirtschaftlichkeit. 

 
Die Komplexität der Starkregenthematik macht eine schrittweise Ermittlung von einheitli-
chen Grundlagen erforderlich. Hierzu werden weitere Projekte initiiert, die eine grobe Über-
flutungs-Bewertung der Straßeninfrastruktur auf Netzebene sowie einen Leitfaden zur Be-
rücksichtigung von Starkregen als Grundlage für weitergehende Planungsaktivitäten liefern 
sollen, sowie eine Bewertung der Sensitivität der zugrundeliegenden Berechnungsmodelle 
ermöglichen. Diese sollen ab dem Jahr 2025 zur Verfügung gestellt werden. 


